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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Am 29. November haben wir in Potsdam einen Tarifkompromiss geschafft. Schon 
gegenüber der Presse im Verhandlungshotel haben wir unmittelbar nach dem 
Abschluss klargestellt, dass dieses Ergebnis nicht rundherum befriedigen kann. 
Gleichwohl hat unsere Bundestarifkommission mit großer Mehrheit zugestimmt. 
Dabei hat sie es sich gewiss nicht leichtgemacht. Aber gemeinsam haben wir auch 
nach den Alternativen in dieser Hochphase der Pandemie gefragt. Das Ergebnis ist 
schließlich nicht deshalb so ausgefallen, wie es ausgefallen ist, weil uns die rechten 
Argumente gefehlt hätten oder weil die Beschäftigten in den Kliniken, den Schulen, 
den Verwaltungen oder den Polizeidienststellen ihre Arbeit nicht – gewohnt – gut 
gemacht hätten. 
Ursächlich ist, dass Sachargumente für die aktuelle TdL-Führung leider keine Bedeu-
tung haben. Überlastetes Pflegepersonal oder fehlende Lehrkräfte spielen für die 
Riege um TdL-Verhandlungsführer Hilbers keine Rolle. Eher gefallen sie sich in der 
Rolle des eisernen Sparkommissars. Die daraus resultierende Verweigerungshaltung 
wäre nur mit massiven Streikaktionen zu kontern gewesen. Derartige Maßnahmen 
jedoch sind in der aktuellen Situation kaum umzusetzen.
Unter diesen Vorzeichen muss der Kompromiss bewertet werden. Hier geht es nicht 
um Schönreden, sondern um ein realistisches Maß. 
Im Tarifabschluss taucht zum Beispiel an keiner Stelle eine Verpflichtung auf, die die 
Gewerkschaften in Sachen Arbeitsvorgang eingegangen wären. Hier haben wir den 
Angriff der TdL auf die Eingruppierung komplett abwehren können.
Im Krankenhausbereich sind uns erfreuliche Verbesserungen gelungen. Das ist 
sicherlich der positivste Aspekt des Abschlusses.
Es bleibt jedoch, dass die Kolleginnen und Kollegen für ihren täglichen Einsatz sicher-
lich mehr verdient hätten. Wir müssen gemeinsam überlegen, was wir tun müssen, 
um zukünftig noch handlungsfähiger zu sein. Hier bedingt die Handlungsfähigkeit 
bei Aktionen und Streiks die Handlungsfähigkeit am Potsdamer Verhandlungstisch.

Mit freundlichen Grüßen

Volker Geyer

Editorial
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Die Eingruppierung bleibt unangetastet! 
Die von der TdL (Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder) massiv geforderten Ver-
schlechterungen werden nicht kommen. 
„Die Arbeitgeber haben bis zum Schluss 
darauf beharrt, über den so genannten 
Arbeitsvorgang die Eingruppierung der 
Beschäftigten zu verschlechtern“, erläu-
terte dbb Verhandlungsführer Ulrich Sil-
berbach in der dbb Bundestarifkommis-
sion (BTK). „Und wir haben bis zum Ende 
unmissverständlich deutlich gemacht, 
dass wir einen Griff ins Portemonnaie 
unserer Kolleginnen und Kollegen nicht 
zulassen werden.“ Danach jedoch hat 
sich die TdL kaum mehr auf konstruktive 
Verhandlungen und notwendige Verbes-
serungen eingelassen. „Zu keinem Zeit-
punkt hat die TdL den Eindruck vermittelt, 
die besonderen Herausforderungen, vor 
denen unser Land steht, zum Thema zu 
machen“, fuhr dbb Chef Silberbach fort. 
„Allein im Bereich des Gesundheitswesens 
hat die TdL den Mut gehabt, notwendige 
Verbesserungen mit uns zu vereinbaren. 
Dass wir bundesweit zum Beispiel auch 
ein Problem im Bildungsbereich haben, 
blendet die TdL einfach aus.“

Das Ergebnis im Detail

Entgelt
-	 Die Beschäftigten im Länderbereich 

erhalten spätestens mit dem Entgelt für 
März 2022 eine Corona-Sonderzahlung 

in Höhe von 1.300 Euro, steuer- und sozi-
alabgabenfrei (Teilzeitkräfte anteilig). 

-	 Zum 1. Dezember 2022 erhalten die 
Beschäftigten eine lineare Entgelterhö-
hung von 2,8 Prozent.

-	 Die Laufzeit beträgt 24 Monate (bis  
30. September 2023).

Auszubildende
-	 Auszubildende erhalten 650 Euro 

Corona-Sonderzahlung.
-	 Zum 1. Dezember 2022 erhalten Auszu-

bildende eine Erhöhung ihrer Entgelte 
um 50 Euro, Auszubildende im Gesund-
heitsbereich (TVA-L Pflege, TVA-L 
Gesundheit) erhalten 70 Euro mehr.

-	 Die bisherigen Übernahmeregelungen 
gelten fort.

KR-Bereich
Die Universitätsklinikzulage (auch als Pfle-
gezulage bezeichnet) wird zum 1. Januar 
2022 auf 140,00 Euro monatlich erhöht. 
Das gilt auch für die Zentren für Psychia-
trie Baden-Württemberg.
-	 Die Intensivzulage wird zum 1. Januar 

2022 auf 150,00 Euro monatlich erhöht. 
-	 Die Infektionszulage wird zum 1. Januar 

2022 auf 150,00 Euro monatlich erhöht. 
-	 Die Wechselschichtzulage wird im Gel-

tungsbereich des § 43 TV-L zum 1. Januar 
2022 auf 150,00 Euro monatlich erhöht. 

-	 Die Schichtzulage wird im Geltungsbe-
reich des § 43 TV-L zum 1. Januar 2022 
auf 60,00 Euro monatlich erhöht. 

-	 Folgende Beschäftigte an Univer-
sitätskliniken erhalten ab 1. Januar 
2022 eine dynamische Gesundheits-
dienstzulage in Höhe von monatlich 
70,00 Euro: Diätassistenten/-innen, 
Ergotherapeuten/-innen, Logopäden/ 
-innen, Masseure/-innen und medizi-
nische Bademeister/-innen, medizini-
sche Fachangestellte, zahnmedizinische 
Fachangestellte, medizinisch-technische 
Assistenten/-innen, medizinisch-techni-
sche Gehilfen/-innen, pharmazeutisch-
technische Assistenten/-innen und 
Physiotherapeuten/-innen sowie bio-
logisch-technische Assistenten/-innen 
und chemisch-technische Assistenten/ 
-innen. Die Zulage erhöht sich entspre-
chend zukünftiger Entgeltanhebungen.

-	 Folgende Beschäftigte in Zentren für Psy-
chiatrie Baden-Württemberg erhalten ab 
1. Januar 2022 eine dynamische Gesund-
heitsdienstzulage in Höhe von monat-

1. 	Angriff auf Eingruppierung abgewehrt!
2. 	Ordentliche Teilhabe gesichert!
3. 	Strukturelle Verbesserungen für den KR-Bereich!

Geschäftsführung der Bundestarifkommission

 Kompromiss mit der TdL steht 
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lich 70,00 Euro: Ergotherapeuten/-innen, 
Logopäden/-innen und Arbeitserzieher/ 
-innen.

Der Wortlaut des Tarifabschlusses ist auf 
den Sonderseiten des dbb zur Einkom-
mensrunde unter www.dbb.de/einkom-
mensrunde nachlesbar.

Kritische Wertung

Ulrich Silberbach: „Für dieses Ergeb-
nis haben wir zwischen Kiel und Mün-
chen – stets coronagerecht – demons- 
triert und in Potsdam hart verhandelt. Das, 
was jetzt vorliegt, war in der besonderen 
Situation, in der wir uns Ende Novem-
ber 2021 befinden, das maximal Mach-
bare.“ Gegenüber der BTK führte er weiter 
aus: „Ich sage aber auch: Unsere Kollegin-
nen und Kollegen hätten sicherlich mehr 
verdient und für einen konkurrenzfähi-
gen öffentlichen Dienst braucht es auch 

mehr. Wir wissen das. Die Bürgerinnen 
und Bürger wissen das. Und in Sonntags-
reden wird das auch jede Ministerpräsi-
dentin und jeder Ministerpräsident bestä-
tigen. Aber die TdL ist eine Ansammlung 
von Sparkommissaren. Die hatten sich 
zum Ziel gesetzt, den Beschäftigten in die-
ser Runde sogar noch ins Portemonnaie zu 
greifen. Das haben wir verhindert.“ 
Eine Ausnahme bildet der Krankenhaus-
bereich. „Hier hat selbst die TdL die Augen 
vor den Notwendigkeiten nicht verschlie-
ßen können und sich strukturelle Verbes-
serungen abringen lassen.“ Der dbb Chef 
warb mit Erfolg bei der Bundestarifkom-
mission für die Annahme des Kompromis-
ses. Die stimmte mit großer Mehrheit zu.

Stichwort Arbeitsvorgang

Die Gewerkschaften haben hier keinen 
Fuß breit nachgegeben. Verschlechte-

rungen bei der Eingruppierung wird es 
nicht geben. „Hinzu kommt“, so dbb Tarif-
chef Volker Geyer, „dass die TdL schon vor 
einiger Zeit eine Verfassungsbeschwerde 
beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
eingereicht hat. Wenn hier ein Ergebnis 
vorliegt, sind wir natürlich bereit, mit der 
TdL über die Konsequenzen, die sich mög-
licherweise daraus ergeben, zu sprechen. 
Aber wahrscheinlich hat die TdL selbst 
kein Zutrauen in den Erfolg ihrer Verfas-
sungsbeschwerde und wollte deshalb 
schon hier in Potsdam Fakten schaffen. 
Das haben wir nicht zugelassen.“ Geyers 
Fazit: „Dem störrischen Vorgehen der TdL 
war zu keinem Zeitpunkt anzumerken, 
dass sie ihre Tarifpolitik auf den Boden der 
neuen gesellschaftlichen Notwendigkei-
ten stellen würde. Das gilt für nahezu alle 
Bereiche des Landesdienstes.“

Absolute Sondersituation

Selbstverständlich diskutierte die BTK 
auch ausgiebig über Tarifpolitik in Zei-
ten der Pandemie. Geyer dazu zusam-
menfassend: „Wir haben bei jeder einzel-
nen Aktion sorgsam abgewogen: Können, 
wollen und sollten wir jetzt streiken oder 
demonstrieren? Mögliche Bedenken und 
Ängste haben wir natürlich ernst genom-
men, aber gleichzeitig zolle ich jeder und 
jedem Respekt, die oder der unter Einhal-
tung der Coronaregeln unseren Demo- 
und Streikaufrufen gefolgt ist. Ein Arbeit-
geber, der bis zum Schluss mauert, hat 
nicht nur mit Blick auf die Zukunft des 
öffentlichen Dienstes, sondern auch mit 
Blick auf die aktuelle Lage wenig Weit-
blick bewiesen.“
„Für uns als dbb ist klar, dass die Länder 
mit dem Potsdamer Abschluss nicht aus 
der Pflicht sind. Wir erwarten, dass das 
Volumen zeitgleich und systemgerecht 
auf die Landes- und Kommunalbeam-
tinnen und -beamten sowie die Versor-
gungsempfängerinnen und -empfänger 
übertragen wird“, so dbb Verhandlungs-
führer Silberbach. 

Diskussion in der BTK

Diskussion in der BTK

Die Verhandlungsführer von TdL, ver.di und dbb
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Interview mit dbb Tarifchef Volker Geyer

„Die TdL blendet die Realität aus!“
tacheles: Der Abschluss der Einkommens-
runde 2021 steht. Bei der Pressekonfe-
renz fiel auf, dass die Verhandlungsfüh-
rer Silberbach und Werneke das Ergebnis 
ungewohnt kritisch besprochen haben. 
Warum hat der dbb dann unterzeichnet?

Volker Geyer: Das Ergebnis ist vielschich-
tig und es gehört zur Ehrlichkeit dazu, das 
Ergebnis so zu bewerten, wie es ist. Das 
vorliegende Ergebnis ist in der Sache nicht 
schwer zu bewerten, da hatten wir zuletzt 
schon viel facettenreichere Abschlüsse. 
Was die Bewertung schwierig macht, ist 
zunächst auch sein Zustandekommen 
und hier vor allem die völlige Verweige-
rungshaltung der Arbeitgeber, ihre eige-
nen Probleme zur Kenntnis zu nehmen. 
Wer Minister Hilbers und seinen Mitstrei-
tern zuhört, bekommt den Eindruck, dass 
die Mitgliedsländer der TdL keine Perso-
nalsorgen haben. Die mit Händen zu grei-
fenden Probleme in den Schulen oder bei 
der Polizei blenden sie schlichtweg aus. 
Interessant, dass das eine Land – Hes-
sen –, das nicht zur TdL gehört, hier einen 
anderen Weg geht und konkret schaut, 
wo es Verbesserungsbedarf gibt, um 
den öffentlichen Dienst zukunftsfähiger 
zu gestalten. Ich bin ein großer Anhän-
ger des Flächentarifs und somit auch von 
Zusammenschlüssen wie der TdL (Tarifge-
meinschaft deutscher Länder), aber, wenn 
solch ein Koloss dann durch Leugnen der 
Realitäten handlungsunfähig oder zumin-
dest handlungsunwillig wird, dann haben 
wir ein Problem. Zuerst in der Sozialpart-
nerschaft, dann aber auch sehr schnell in 
der Gesellschaft.

tacheles: Zurück zum konkreten Ergebnis. 
Versuche bitte eine kurze Einordnung.

Geyer: Gerne. Den Rahmen habe ich 
gerade schon dargestellt. Eine Besonder-
heit des Ergebnisses ist die Coronaprä-
mie von 1.300 Euro. Normalerweise bin 
ich kein Freund von Zahlungen, die nicht 
tabellenwirksam werden. Normalerweise 
verhandeln wir aber auch nicht in Zei-
ten der Pandemie. Aktuell, nicht zuletzt 
aufgrund der Inflation, ist der Euro weni-
ger wert. Hier macht es durchaus Sinn, 
jetzt direkt einen großen Geldbetrag für 
die Kolleginnen und Kollegen nutzbar zu 
machen. Die 1.300 Euro erhalten die Kol-
leginnen und Kollegen netto. Das hilft 

genau jetzt, wo das Geld in besonderer 
Weise gebraucht wird. 
Der Aspekt Einkommenserhöhung bei 
dieser Einkommensrunde, also die Ein-
malzahlung und die lineare Erhöhung, 
werden bei niemandem Begeisterungs-
stürme auslösen, aber sie sollten ange-
sichts der schwierigen gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Lage in unserem 
Land auch nicht schlechtgeredet werden. 
Was uns Sorgen macht, und genau darauf 
hat Uli Silberbach in seinem ersten State-
ment hingewiesen, ist das, was fehlt. Die 
Länder sind nicht willens, ihr Versprechen 
zu halten und mit uns über die Entgeltord-
nung bei Lehrkräften zu reden. Dass Digi-
talisierung auch im Länderbereich tarif-
liche Aspekte berührt, will die TdL nicht 
sehen, und warum die TdL erst gar nicht 
versucht, beim beruflichen Nachwuchs 
attraktiver zu werden, bleibt ihr Geheim-
nis. 

tacheles: Die TdL sagt, die Gewerkschaf-
ten hätten ihre Verhandlungszusage 
beim Thema Arbeitsvorgang nicht gehal-
ten.

Geyer: Daran ist zweierlei falsch. Erstens 
gab es keine Verhandlungs-, sondern nur 
eine Gesprächszusage. Und das Gespräch 
haben wir mehrmals gesucht, dann auch 
geführt und dabei ein eigenes Konzept für 
den Justizbereich vorgestellt. Aber was 
die TdL letztlich wollte, waren ja keine 
Gespräche oder ein Konzept, sondern 
ein vollständiges Einknicken der Gewerk-
schaften. Dabei war die TdL noch nicht 
einmal in der Lage, außerhalb des Jus-
tizbereichs konkrete Problembereiche zu 
benennen. 
Hätten wir hier nachgegeben, wären 
eventuell manche Aspekte des Tarifab-
schlusses etwas hübscher gewesen, ins-
gesamt jedoch hätten viele Beschäftigte 
deutliche Verluste hinnehmen müs-
sen. Das haben wir verhindert. So etwas 
taucht natürlich nicht im Tarifabschluss 

schriftlich auf und fällt deshalb bei der 
Bewertung schnell unter den Tisch. Aber 
es ist tatsächlich so, dass unser entschlos-
senes „Nein“ zu Veränderungen beim 
Arbeitsvorgang enorm wichtig und am 
Ende ein großer Erfolg war.

tacheles: Das Ergebnis für die Beschäf-
tigten an den Unikliniken ist signifikant 
besser als für die übrigen Beschäftigten. 
Belastet das die innergewerkschaftliche 
Solidarität?

Geyer: In unserer Verhandlungskommis-
sion und dann auch in unserer Bundes-
tarifkommission war die auf jeden Fall 
vorhanden. Dort gab es keine Wortmel-
dungen von Vertretern anderer Berufs-
gruppen, die die tatsächlich sehr guten 
Ergebnisbestandteile für den Bereich der 
Unikliniken kritisiert hätten.
Auch hier war die TdL während der ersten 
zwei Verhandlungsrunden in keiner Weise 
geneigt, den Realitäten und der Belas-
tung der Beschäftigten in den Unikliniken 
Rechnung zu tragen. Am Ende waren es 
der gesellschaftliche Druck und sicherlich 
auch die Vielzahl der Beschäftigten aus 
diesem Bereich, die auch bei den Aktio-
nen des dbb sehr zahlreich auf die Straße 
gegangen sind, die die TdL unter Druck 
gesetzt haben. Noch während der zwei-
ten Runde hat TdL-Chef Hilbers allen Erns-
tes behauptet, er sehe keinen Handlungs-
bedarf in der Pflege.
Erschreckend ist, dass die TdL erneut nicht 
dazu zu bewegen war, auch die Pflege 
im Bereich des Justiz- und des Maßregel-
vollzugs bei den vereinbarten Verbesse-
rungen einzubeziehen. Letztlich teilt Hil-
bers diesen Leuten mit: Ihr seid es nicht 
wert. Das ist materiell, aber auch was 
den Zusammenhalt unserer Gesellschaft 
angeht, ein ganz schlechtes Zeichen. In 
diesem Sinne mache ich mir weniger Sor-
gen um die innergewerkschaftliche Soli-
darität, als um das Problembewusstsein 
in Teilen der Politik. 
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Bundesweite  
dbb Aktionen in der  
Einkommensrunde 2021
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der Zuschläge, gar nicht und weitere nicht 
in ausreichendem Maß. Die dbb Verhand-
lungskommission forderte daher eine 
Einmalzahlung (Coronaprämie), die alle 
Beschäftigten der LVG steuer- und sozial-
versicherungsfrei und noch in diesem Jahr 
ausgezahlt bekommen. Nach harten Ver-
handlungen schlug die Arbeitgeberseite 
schließlich eine Zahlung vor, die die nötige 
Wertschätzung der Arbeit der Mitarbei-
tenden der LVG zum Ausdruck bringt. 
Von ursprünglich 500 Euro steigerte die 
Geschäftsführung ihr Angebot unter 
dem Druck des dbb und der NahVG auf 
1.200 Euro. Während beispielsweise die 
Erhöhung der Entschädigung für geteilte 
Dienste oder die Aufstockung der vermö-
genswirksamen Leistungen nur einzelne 
Beschäftigte betreffen würden, konnte so 
eine gute Lösung für alle Mitarbeitenden 
gefunden werden.
Der Manteltarifvertrag läuft nun für fünf 
Jahre bis zum 30. September 2026. Die 
Tarifverhandlungen zur Erhöhung der Ent-
gelte bei der LVG starten jedoch bereits im 
Frühjahr 2022. 

LVG – Lübeck-Travemünder Verkehrsgesellschaft

Überraschender Abschluss 
in der zweiten Verhandlungsrunde
Mit beiderseitigem großen Einigungswil-
len ist dem dbb und der NahVG mit der 
Arbeitgeberseite der Lübeck-Travemünder 
Verkehrsgesellschaft (LVG) am 11. Novem-
ber 2021 eine bemerkenswerte Tarifeini-
gung gelungen.

Details der Einigung

Die Tarifeinigung enthält folgende Punkte:
-	 steuerfreie / sozialversicherungsfreie 

Einmalzahlung (Coronaprämie) in Höhe 
von 1.200 Euro

-	 Erhöhung des Urlaubsanspruchs auf 30 
Tage

-	 Möglichkeit der Entgeltumwandlung für 
Fahrradleasing

-	 Vornahme redaktioneller Änderungen
-	 Laufzeit bis 30. September 2026

Verhandlungsverlauf

Zu Beginn der zweiten Verhandlungs-
runde stellten die Arbeitgebenden ein 
Angebot vor. Dieses erfüllte einige dbb 
Forderungen, zum Beispiel den zusätzli-
chen Entlastungstag und die Erhöhung 

gelts. Einzelheiten wird die BA vorstel-
len. 

Leistungsbezahlung Führungskräfte 

Auch der Tarifvertrag zur Leistungsbezah-
lung der Führungskräfte wird zum Vorteil 
der Beschäftigten angepasst. Hier werden 
unterjährige Stichtagsprobleme beseitigt. 
Bei Führung auf Probe gibt es jetzt mehr 
Fairness. Noch stehen beide Tarifverträge 
unter Gremien – beziehungsweise Vor-
standsvorbehalt. 

TV-BA

Altersteilzeit in der Bundesagentur für Arbeit
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) zieht 
mit dem Bund beim Thema Altersteilzeit 
(ATZ) gleich. Ab dem Jahr 2022 haben BA-
Beschäftigte ab 60 Jahren einen Anspruch 
auf die Vereinbarung von Altersteilzeitar-
beit. Im Ergebnis gelten nunmehr die glei-
chen Regelungen wie für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer beim Bund 
(TVöD). 

Kernbestandteile

-	 Die Altersteilzeitphase darf die Dauer 
von fünf Jahren nicht überschreiten und 
muss vor dem 1. Januar 2023 beginnen.

-	 Grundsätzlich wird die Arbeitszeit um 
50 Prozent reduziert. Dabei gibt es die 
Wahl, ob in einem Blockmodell (50/50) 
oder durchgehend in Teilzeitarbeit 
gearbeitet werden soll. 

-	 Einstiegsalter ist ab 60 Jahren. 
-	 Übernommen wurde vom Bund auch 

die Belastungsgrenze. Das bedeutet, 
dass maximal 2,5 Prozent der Beschäf-
tigten (Arbeitnehmende) gleichzeitig in 
ATZ sein können. Kommt es zu mehr 
Bewerberinnen oder Bewerbern, als die 
Quote zulässt, erfolgt die Auswahl nach 
dem Alter der / des Antragsstellenden. 

-	 Das Teilzeitentgelt wird um 20 Prozent 
des neuen Regelarbeitsentgelts aufge-
stockt, wodurch Beschäftigte bezogen 
auf das bisherige (Vollzeit-)Entgelt in 
der Regel 60 Prozent als Entgelt erhal-
ten (alles Bruttobeträge). Die zusätzli-
chen Rentenversicherungsbeiträge des 
Arbeitgebers errechnen sich grundsätz-
lich aus 80 Prozent des Regelarbeitsent-

dbb-Tarifkommission TV-BA
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Heini Schmitt, dbb Hessen

Heini Schmitt ist Vorsitzender des dbb 
Hessen. Seine Heimatgewerkschaft ist die 
Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG). 
Er war 43 Jahre lang Polizeibeamter in 
Hessen und ist seit Februar 2021 „Poli-
zeioberrat a.D.“ Kollege Schmitt ist 
Gewerkschafter aus Überzeugung: „Die 
dbb Gewerkschaften sind für mich ein 
wesentlicher Bestandteil unserer Gesell-
schaft und neben der wichtigen Auf-
gabe der Vertretung der Interessen der 
Beschäftigten leisten sie einen wichti-
gen Beitrag zum Zusammenhalt unse-
rer Gesellschaft. Gewerkschaften könn-
ten sogar noch mehr erreichen, wenn sich 
mehr Menschen in ihnen organisieren 
und engagieren würden. 

Für mich stand schon bald nach Beginn 
meiner beruflichen Laufbahn fest, dass 
ich mich nicht darauf beschränken werde, 
andere für mich machen und für meine 
Interessen kämpfen zu lassen. In der 
DPolG wurde ich Kreis-, dann Bezirks- 
und schließlich 2001 Landesvorsitzender. 

Im Laufe der Jahre wuchs ich auch stär-
ker in die Arbeit des dbb Hessen hinein. 
2009 wurde ich dort Mitglied im Landes-
vorstand, 2013 stellvertretender Landes-
bundsvorsitzender und im November 2015 
Landesbundsvorsitzender. Deshalb stellte 
ich Ende 2016 mein Amt als Landesvorsit-
zender der DPolG Hessen zur Verfügung. 
Über viele Jahre war ich auch Mitglied im 
örtlichen und im Hauptpersonalrat bei der 
Polizei.“
Kollege Schmitt und der dbb Hessen set-
zen sich auf allen Ebenen für die Belange 
der Mitglieder ein: „Die vordringlichsten 
Tätigkeitsfelder einer Gewerkschaft, näm-
lich der Einsatz für eine gute und gerechte 
Vergütung und Alimentation, sind natür-
lich auch für mich und den dbb Hessen von 
besonderer Bedeutung. Am 15. Oktober 
2021 haben wir in Hessen – erstmals vor 
der TdL – mit dbb Verhandlungsführer Vol-
ker Geyer eine Einkommensrunde erfolg-
reich abschließen können. Über das Ergeb-
nis ist im tacheles ausführlich berichtet 
worden.
Daneben unterstützen wir eine Verfas-
sungsklage zur Alimentation in Hessen. 
Die Regierungsfraktionen hatten den 
Beamten 2015 eine Nullrunde und eine 
Beihilfekürzung beschert und von 2016 bis 
2018 Besoldungsanpassungen von ledig-
lich einem Prozent vorgegeben. Als ers-
tes Ergebnis unserer Bemühungen, die 
auch im Einreichen dreier Verfassungs-
klagen bestanden, nahm die Landesre-
gierung einen Kurswechsel vor und über-
trug ab 2017 die Tarifergebnisse wieder auf 
die Beamten und Versorgungsempfänger. 
Damit geben wir uns aber nicht zufrieden, 
denn die Alimentation erfüllt in Hessen, 
so wie in ganz Deutschland, längst nicht 
mehr die Vorgaben der Verfassung und 
der Rechtsprechung des BVerfG. Nach Vor-
liegen der Entscheidung des Verwaltungs-

Vorgestellt

dbb Bundestarifkommission
Auch in dieser Ausgabe des tacheles setzen wir die Vorstellung der Mitglieder der Bun-
destarifkommission (BTK) des dbb fort. Fünf weitere Mitglieder der BTK nutzen hier die 
Gelegenheit, sich kurz vorzustellen und von ihrem gewerkschaftlichen Engagement zu 
berichten. Die BTK ist eines der zentralen Organe des dbb. Sie beschließt über alle Ange-
legenheiten in Tariffragen. In Grundsatzfragen entscheidet sie über Forderungsrahmen, 
Kündigung von Tarifverträgen, Annahme oder Ablehnung von Verhandlungsergebnis-
sen und die Durchführung von Arbeitskampfmaßnahmen. Die BTK besteht aus der Bun-
desleitung des dbb sowie Vertreterinnen und Vertretern seiner Mitgliedsgewerkschaf-
ten. Darüber hinaus sind die dbb Landesbünde, die dbb bundesfrauenvertretung und die 
dbb jugend vertreten. In den Zeiten der Corona-Pandemie hat die BTK mehrfach mittels 
Videokonferenz getagt. Zum letzten Mal hat die BTK in der dritten Verhandlungsrunde 
der Einkommensrunde 2021 am 27. bis 29. November 2021 in Potsdam digital getagt.

gerichtshofs Hessen werden wir also mit 
dem hessischen Innenminister beraten, 
wie die Alimentation in Hessen zukünftig 
gestaltet werden muss. 
Mir ist außerdem der Schutz der Beschäf-
tigten vor gewaltsamen Übergriffen eine 
besondere Herzensangelegenheit. 
Wir haben als dbb Hessen ein ganzheit-
liches Bekämpfungskonzept erarbeitet, 
ein so genanntes Lebenslagenmodell. 
Wir haben mit den Fraktionen im hes-
sischen Landtag einen Pakt geschlossen 
und Studien zu dem Thema beauftragt. 
Es wird – neben weiteren Verbesserungen 
– nun beispielsweise im Hessischen Ver-
sorgungsgesetz künftig eine ,Angriffsent-
schädigung‘ in Höhe von 2.000 Euro geben 
für Beschäftige, die Opfer eines tätlichen 
Angriffs und dabei verletzt werden.
Und schließlich wird unsere Forderung 
nach einem neuen, modernen Personal-
vertretungsgesetz in Hessen aufgegriffen. 
Das Amt des Vorsitzenden des dbb Hes-
sen auszuüben, ist eine Herausforderung, 
die mir angesichts der Vielfalt an Themen 
und im Umfeld toller Kolleginnen und Kol-
legen große Freude bereitet. Dass wir in 
vielen Bereichen Erfolge erzielen konnten, 
ist maßgeblich auf das tatkräftige Zusam-
menwirken und das geschlossene Auftre-
ten all unserer Mitgliedsverbände mit dem 
Dachverband zurückzuführen.“ 

Hermann Schilling,  
LBB - Gewerkschaft für das 
Gesundheitswesen in Bayern

Hermann Schilling ist Landesvorsitzender 
des LBB – Gewerkschaft für das Gesund-
heitswesen in Bayern. Er ist Krankenpfle-
ger und inzwischen in Rente.

Kollege Schilling berichtet: „Ich bin aus   
Überzeugung in der Gewerkschaft aktiv 
geworden. Mein Ziel war immer, dass das 
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insbesondere das Thema Gewalt gegen 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst an. 
Die Zahl der verbalen Angriffe, aber auch 
leider der körperlichen Übergriffe, ist in 
den letzten Jahren stetig gestiegen. Die 
Kolleginnen und Kollegen fühlen sich 
dabei häufig als Prellbock der Nation. Mir 
geht es hierbei um einen aktiven Schutz 
der Kolleginnen und Kollegen und eine 
Null-Toleranz-Politik der Dienstherren. 

Aber auch das Thema Fachkräfteman-
gel und damit verbunden das Thema der 
Quereinsteiger ist von besonderer Wich-
tigkeit. Hier brauchen wir bessere Kon-
zepte, um auch für diese Menschen den 
öffentlichen Dienst attraktiv zu machen. 
In den Jobcentern würde es ohne Querein-
steiger schon lange nicht mehr funktionie-
ren. Aber leider gibt es für diese Menschen 
gerade bei den kommunalen Trägern zu 
wenig Entwicklungsperspektiven.“ 

Rolf Schlichting, BDF

Rolf Schlichting ist Mitglied des Bunds 
Deutscher Forstleute (BDF) und dort als 
stellvertretender Vorsitzender im Lan-
desvorstand Sachsen, dem Bundesvor-
stand sowie der Bundesangestelltenver-
tretung ehrenamtlich tätig. Daneben ist 
er Mitglied der GK Tarif im SBB Beam-
tenbund und Tarifunion Sachsen. Kollege 
Schlichting berichtet: „Ich bin als Hoheits-
förster in der unteren Forstbehörde im 
Landratsamt Bautzen, Sachsen, für die 
Durchsetzung des Waldgesetzes gegen-
über Waldbesitzern und Waldbesuchern 
zuständig – damit also ein Waldpolizist. 
Das wichtigste Tätigkeitsfeld ist hier der 
Braunkohlesanierungsbergbau. Meine 
neueste Aufgabe ist eine Teilabordnung in 
den Krisenstab des Veterinäramts Baut-
zen zur Bekämpfung der afrikanischen 
Schweinepest im ganzen Landkreis. Hier 

Bundestarifk
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Personal mit seinen Arbeitsbedingungen 
zufrieden ist. Der Pflegeberuf muss drin-
gend aufgewertet und die großen Leis-
tungen der Beschäftigten anerkannt wer-
den. Und das vor allem durch ordentliche 
Bezahlung, nicht nur durch Klatschen 
während der Pandemie. Wichtig ist, dass 
die Arbeitgeber endlich begreifen, dass 
wir einen Pflegenotstand haben und des-
halb eine ordentliche Bezahlung gerecht-
fertigt ist.“ 

Jens Schnepel,  
GeNi - Gewerkschaft für das 
Gesundheitswesen

Jens Schnepel ist Vorsitzender der GeNi 
Gewerkschaft für das Gesundheitswesen, 
stellvertretender Vorsitzender des NBB 
und seit vielen Jahren Mitglied in der dbb 
BTK. Er ist Fachkrankenpfleger in der Psy-
chiatrie, Stationsleitung einer Krisenin-
terventionsstation im Niedersächsischen 
Maßregelvollzug Fachkrankenhaus für 
Psychiatrie und Psychotherapie. Kollege 
Schnepel ist Mediator, Prozessbegleiter im 
Gesundheitsmanagement und Trainer für 
das Arbeitsbewältigungscoaching (ab-c).
Er ist außerdem freigestellter Personal-
rats- / Gesamtpersonalratsvorsitzender, 
Mitglied im Hauptpersonalrat MS Nieder-
sachsen und Mitglied im Beirat Arbeit und 
Gesundheit in der Niedersächsischen Lan-
desverwaltung.

Jens Schnepel ist bereits seit seiner Aus-
bildung gewerkschaftlich aktiv: „Schon als 
Auszubildender bin ich Gewerkschaftsmit-
glied geworden, zunächst in der IG Metall, 
dann in der ÖTV. Mir war wichtig, Mit-
glied in einer Solidargemeinschaft zu sein, 
die für Verbesserungen der Arbeitsbedin-
gungen sorgt, etwa durch Aushandeln von 
Tarifverträgen, und so gute Regelungen zu 
Arbeitszeit, Urlaub, Urlaubsgeld und vie-

len anderen Themen sichert. Der Wechsel 
in eine der dbb Gewerkschaften hatte mit 
einem Berufswechsel zu tun. In der Pflege 
habe ich damals bessere Ansprechpartner 
beim dbb gefunden. Den Slogan ,Nähe ist 
unsere Stärke‘ leben wir heute noch. Bera-
tung von Kollege zu Kollege ist ein hohes 
Gut. Aktiv zu sein, selber zu gestalten und 
für Kolleginnen und Kollegen einzutreten, 
treibt mich auch heute noch an.“
Als Vorsitzender einer Gewerkschaft im 
Gesundheitswesen ist für Jens Schnepel 
klar, dass der Fokus seines Engagements 
auf Gesundheitsthemen liegt: „Die hohe 
Belastung am Arbeitsplatz, Gewalt gegen 
Beschäftigte, der immer größere Wunsch 
nach Teilzeitbeschäftigung, Gesundheits-
management und kollegiale Beratung sind 
einige der vielen Themen, um die wir uns 
bei der GeNi intensiv kümmern.“ 

Markus Schallenberg,  
komba gewerkschaft

Markus Schallenberg ist Mitglied der 
komba gewerkschaft nrw. Er ist neben 
seiner Mitgliedschaft in der dbb BTK unter 
anderem Vorsitzender des komba Ortsver-
bands StädteRegion Aachen und Mitglied 
im komba Landesvorstand Nordrhein-
Westfalen und des dbb Bundeshauptvor-
stands.
Kollege Schallenberg ist Teamleiter Infra-
struktur und Beauftragter für Arbeits- 
und Gesundheitsschutz im Jobcenter 
StädteRegion. Über seine Motivation, sich 
gewerkschaftlich zu organisieren, berich-
tet Markus Schallenberg: „Mein Vater war 
Bergmann, da war die Mitgliedschaft in 
der Gewerkschaft eine Selbstverständ-
lichkeit. Als ich meine Ausbildung begon-
nen habe, wurde ich dann vom damali-
gen Ortsverbandsvorsitzenden der komba 
angesprochen und bin dann selbstver-
ständlich eingetreten. Nachdem ich in die 
komba eingetreten bin, wurde ich wenig 
später in die Jugend- und Auszubildenden-
vertretung gewählt. Das beherrschende 
Thema war dabei, dass damals (2004) alle 
Auszubildenden in unserer Kommune 
zunächst nicht übernommen werden soll-
ten. Dies hat mich sehr angestachelt, akti-
ver in der komba und schnell dann auch 
in der dbb jugend zu werden. Das Thema 
Übernahme und befristete Beschäfti-
gung hat mich dabei dann meine gesamte 
aktive Zeit in der Jugend begleitet. Gott sei 
Dank hat sich dort Einiges getan.“
Die gewerkschaftlichen Themen, für die 
sich Kollege Schallenberg besonders ein-
setzt, sind vielfältig: „Als Beschäftig-
ter in einem Jobcenter treibt mich heute 
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soll ich den Umgang mit Wildschweinen 
koordinieren, kranke von gesunden Wild-
schweinen abgrenzen, den Bestand redu-
zieren, um Kontakte und Weiterverbrei-
tung der Seuche zu minimieren.

In den BDF bin ich eingetreten, weil ich die 
Idee gut finde, gesellschaftliches Engage-
ment zu betreiben. Zusätzlich ist natürlich 
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Verhandeln – aber richtig!
aktiv im Betriebsrat
mit Schaubildern
für Interessenausgleich und Sozialplan

Von Ralf Heinle, langjähriger Betriebsrat, und Jörg Zuber, Fachanwalt für Arbeitsrecht, 266 Seiten, 1. Auf-
lage 2021, Kunststoff-Einband, Bund Verlag GmbH, 39,90 Euro, ISBN 978 3 7663 7093 8

Verhandlungen mit dem Arbeitgeber sind wesentlicher Teil der Betriebsratsarbeit – sei es über Betriebs-
vereinbarungen, über betriebliche Lohngestaltung oder über Bedingungen einer Betriebsänderung. 
Umso wichtiger ist es, dass der Betriebsrat weiß, worauf es ankommt. Der Ratgeber erklärt im ersten Teil 
die Grundsätze der Verhandlungsführung, mit welchen „Werkzeugen“ Betriebsräte überzeugen können 
und bestmögliche Ergebnisse erzielen. Im zweiten Teil zeigen eingängige Schaubilder die einzelnen Etap-
pen der Verhandlung – konkret am Beispiel Interessenausgleich und Sozialplan. Mit zahlreichen prakti-
schen Hinweisen und Tipps für den erfolgreichen Abschluss.
Teil 1:
-	 Genereller Ablauf von Verhandlungen
-	 Allgemeine Hinweise zur Verhandlungstechnik
Teil 2:
-	 Interessenausgleichs- und Sozialplanverhandlungen
-	 Vorbereitungs-, Informations- und Beratungsphase
-	 Konkrete verhandlungspsychologische und sonstige Handlungswerkzeuge
-	 Rolle der Gewerkschaft 

die Rechtsschutzversicherung sehr ange-
nehm, die ich auch nutze, um nicht nur für 
mich Verbesserungen im Arbeitsleben zu 
erreichen. Der Austausch mit den Kolle-
ginnen und Kollegen bringt mich natürlich 
auch persönlich und beruflich weiter – der 
BDF ist ja nicht nur Gewerkschaft, sondern 
auch Berufsverband.“
Rolf Schlichting setzt sich auf verschiede-
nen Ebenen für seine Kolleginnen und Kol-
legen ein: „Neben der Tarifpolitik beschäf-
tige ich mich in Sachsen und im Bund mit 
Forstpolitik, Naturschutz und Sozialpolitik 
auf parlamentarischer Ebene mit unter-
schiedlichen Fraktionen mit Ausnahme 
der AfD. Zur Tarifpolitik bin ich über eine 
eigene Problematik im Tarifbereich (falsche 
Eingruppierung und falsche Arbeitsvor-
gänge in der eigenen Stellenbeschreibung) 
gekommen, bei der mir mein Arbeitgeber 
direkt empfahl, meine Ansichten gericht-
lich durchzusetzen – in der Hoffnung, 
dass ich, wie so viele andere Kollegen, das 
ohnehin nicht erfolgreich tun würde. Diese 
Hoffnung musste ich bisher enttäuschen, 
was mich auch für die vier Kollegen in mei-

nem Amt sehr freut, welche direkt auch 
eine entsprechende Höhergruppierung 
um zwei Entgeltgruppen bekamen. Der-
zeit klammert sich der Kommunale Arbeit-
geberverband Sachsen mit Unterstützung 
der Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände noch an den Strohhalm 
der Definition der Hochschulbildung in 
den Tarifverträgen des öffentlichen Diens-
tes. Ich kann keine Hochschulbildung besit-
zen, weil ich als Diplomingenieur nur acht 
Semester Regelstudienzeit hatte. Ein wei-
teres dickes Brett – nicht nur im Forst, bei 
dem ich auf die Unterstützung der dbb 
jugend hoffe, die davon noch direkter als 
ich betroffen ist. Nähere Informationen 
zu diesem Thema finden sich bei den Pres-
semitteilungen auf der Website des BDF 
unter www.bdf-online.de. Durch diese 
eigenen Erfahrungen und das dabei erwor-
bene Wissen bin ich nun auch immer bes-
ser in der Lage, den Kolleginnen und Kolle-
gen entsprechendes zurückzugeben. Das 
versuche ich beim BDF, beim SBB und beim 
dbb zu tun – auch wenn es manchmal zäh 
und frustrierend ist.“ 

Buchvorstellung
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Hintergrund

SPD, Grüne und FDP haben am 24. Novem-
ber 2021 den Koalitionsvertrag für eine 
Zusammenarbeit auf Bundesebene vor-
gestellt. Der Bereich Arbeit und Soziales 
ist in Kapitel IV der Vereinbarung unter 
dem Titel „Respekt, Chancen und sozi-
ale Sicherheit in der modernen Arbeits-
welt” aufgenommen. Erklärtes Ziel ist die 
Gestaltung einer modernen Arbeitswelt, 
durch berufliche Chancen, Sicherheit und 
Flexibilität. 
Die jeweiligen Gesetzesvorhaben wird der 
dbb kritisch im Sinne der Beschäftigten 
begleiten.

Weiterbildung 

Der demografische Wandel und die Digita-
lisierung stellen den Arbeitsmarkt in den 
kommenden Jahren vor große Herausfor-
derungen und Neuerungen. Daher sieht 
der Koalitionsvertrag die Schaffung einer 
gezielten Weiterbildungsstrategie als 
wesentliche Voraussetzung, um gemein-
same wirtschaftliche und gesellschaftli-
che Ziele zu erreichen. Berufsbilder verän-
dern sich und dementsprechend müssen 
die Beschäftigten geschult werden. 
Diese Qualifizierung war auch bei den 
Tarifverhandlungen des dbb und des Bun-
des zum TV Digitalisierung ein zentraler 
Erfolg. Daneben soll die Möglichkeit beruf-
licher Neuorientierung gestärkt werden. 
Aus- und Weiterbildung müssen auch in 
Teilzeit ausgeweitet werden.

Arbeitszeit und Arbeitsort 

Flexible Arbeitsformen wurden wäh-
rend der Pandemie kurzfristig auf dem 
gesamten deutschen Arbeitsmarkt not-
wendig. Darauf reagiert die Koalition nun 
dauerhaft und will den Wünschen vie-
ler Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer 
und Unternehmen nach einer flexible-
ren Arbeitszeitgestaltung entsprechen, 
indem Gewerkschaften und Arbeitge-
bende bei der Gestaltung flexibler Arbeits-
zeitmodelle unterstützt werden sollen. 
Am Grundsatz des 8-Stunden-Tages im 
Arbeitszeitgesetz wird festgehalten. Im 
Rahmen einer im Jahre 2022 zu treffenden, 
befristeten Regelung mit Evaluationsklau-
sel soll es ermöglicht werden, dass im Rah-
men von Tarifverträgen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer unter bestimmten 
Voraussetzungen und in einzuhaltenden 

Fristen ihre Arbeitszeit flexibler gestalten 
können. 
Außerdem sollen Experimentierräume 
eröffnet werden, die eine begrenzte Mög-
lichkeit zur Abweichung von den derzeit 
bestehenden Regelungen des Arbeitszeit-
gesetzes hinsichtlich der Tageshöchst-
arbeitszeit schaffen, wenn Tarifverträge 
oder Betriebsvereinbarungen dies vorse-
hen. Im Dialog mit den Sozialpartnern will 
die neue Bundesregierung prüfen, wel-
chen Anpassungsbedarf es angesichts 
der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs zum Arbeitszeitrecht gibt. 
Dabei sollen flexible Arbeitszeitmodelle 
(zum Beispiel Vertrauensarbeitszeit) wei-
terhin möglich sein.
Hintergrund ist hier eine Grundsatzent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) von Mai 2019, laut der EU-Mitglied-
staaten Arbeitgeber verpflichten müssen, 
„ein objektives, verlässliches und zugängli-
ches System einzuführen, mit dem die von 
einem jeden Arbeitnehmer geleistete täg-
liche Arbeitszeit gemessen werden kann“. 
Trotz einiger Entscheidungen von Arbeits-
gerichten und juristischer Gutachten, die 
hier gesetzgeberischen Handlungsbedarf 
sehen, gibt es in Deutschland derzeit noch 
keine allgemeine Pflicht, jegliche Arbeits-
zeiten zu dokumentieren.
Homeoffice wird zukünftig als eine Mög-
lichkeit der Mobilen Arbeit rechtlich von 
der Telearbeit und dem Geltungsbereich 
der Arbeitsstättenverordnung abge-
grenzt. Arbeitsschutz, gute Arbeitsbe-
dingungen und das Vorhandensein eines 
betrieblichen Arbeitsplatzes sind bei 
mobiler Arbeit wichtige Voraussetzungen. 
Dies erfordert Information und Beratung 
der Beschäftigten sowie deren angemes-
sene Unterstützung durch Arbeitgebende. 
Zur gesunden Gestaltung des Homeoffice 
soll im Dialog mit allen Beteiligten nach 
sachgerechten und flexiblen Lösungen 
gesucht werden. Coworking-Spaces sind 
eine gute Möglichkeit für mobile Arbeit 
und die Stärkung ländlicher Regionen. 
Beschäftigte in geeigneten Tätigkeiten 
sollen einen Erörterungsanspruch über 
mobiles Arbeiten und Homeoffice erhal-
ten. Arbeitgebende sollen dem Wunsch 
der Beschäftigten nur dann widerspre-
chen können, wenn betriebliche Belange 
entgegenstehen. Das heißt, dass eine 
Ablehnung nicht sachfremd oder willkür-
lich sein darf. Für abweichende tarifver-

tragliche und betriebliche Regelungen 
muss aber Raum bleiben. Mobile Arbeit 
soll in Zukunft EU-weit unproblematisch 
möglich sein.

Mindestlohn 

Der gesetzliche Mindestlohn soll in einer 
einmaligen Anpassung auf zwölf Euro pro 
Stunde erhöht werden. Wann diese Erhö-
hung in Kraft tritt, ist noch nicht bekannt. 
Im Anschluss daran wird die unabhängige 
Mindestlohnkommission über die etwai-
gen weiteren Erhöhungsschritte befinden. 
Der Vorschlag der EU-Kommission für eine 
Richtlinie über angemessene armutsfeste 
Mindestlöhne zur Stärkung des Tarifsys-
tems wird unterstützt. Dabei will sich die 
neue Bundesregierung, unter Achtung der 
europäischen Kompetenzordnung sowie 
unterschiedlicher Systeme und Traditio-
nen von Arbeitsbeziehungen in den Mit-
gliedstaaten, bei den Verhandlungen für 
verbindliche Mindeststandards einsetzen, 
wie sie in Deutschland mit dem neuen 
Mindestlohngesetz nach Beschluss gelten 
werden.

Befristungen 

Damit der öffentliche Dienst als Arbeit-
geber mit gutem Beispiel vorangeht, soll 
die Möglichkeit der Haushaltsbefristung 
abgeschafft werden. Beim Bund als Arbeit-
geber soll die sachgrundlose Befristung 
Schritt für Schritt reduziert werden. Um 
Kettenbefristungen zu vermeiden, sollen 
mit Sachgrund befristete Arbeitsverträge 
beim selben Arbeitgeber auf sechs Jahre 
begrenzt werden. Nur in eng begrenzten 
Ausnahmen soll ein Überschreiten dieser 
Höchstdauer möglich sein.
Die Aufnahme dieses Passus in den Koa-
litionsvertrag ist auch ein Erfolg des dbb, 
der sich bereits seit vielen Jahren gegen-
über den politisch Verantwortlichen für 
Einschränkungen im Befristungsrecht ein-
setzt.

Tarifautonomie 

Die Tarifautonomie, die Tarifpartner und 
die Tarifbindung sollen gestärkt werden, 
damit faire Löhne in Deutschland bezahlt 
werden können. Dies befördere auch die 
nötige Lohnangleichung zwischen Ost und 
West. 

Pläne für den Bereich Arbeit

Ampelparteien stellen Koalitionsvertrag vor 
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Zur Stärkung der Tarifbindung soll die 
öffentliche Auftragsvergabe des Bun-
des an die Einhaltung eines repräsentati-
ven Tarifvertrags der jeweiligen Branche 
gebunden werden, wobei die Vergabe auf 
einer einfachen, unbürokratischen Erklä-
rung beruhen soll. 
Betriebsausgliederung bei Identität des 
bisherigen Eigentümers zum Zwecke der 
Tarifflucht soll verhindert werden, indem 
die Fortgeltung des geltenden Tarifver-
trags sichergestellt wird. Unangetastet 
soll § 613a BGB (Rechte und Pflichten beim 
Betriebsübergang) bleiben. Im Dialog mit 
den Sozialpartnern sollen weitere Schritte 
zur Stärkung der Tarifbindung erarbeitet 
und hierbei insbesondere Möglichkeiten 
für weitere Experimentierräume erörtert 
werden.

Mitbestimmung 

Die Mitbestimmung soll kontinuierlich 
weiterentwickelt werden. Betriebsräte 
sollen selbstbestimmt entscheiden, ob sie 
analog oder digital arbeiten wollen. Im 
Rahmen der verfassungsrechtlich gebo-
tenen Maßstäbe werden Online-Betriebs-
ratswahlen in einem Pilotprojekt erprobt 
werden. Es soll ein zeitgemäßes Recht 
für Gewerkschaften auf einen digitalen 
Zugang in die Betriebe, das ihren analogen 
Rechten entspricht, eingerichtet werden. 
Die sozial-ökologische Transformation 
und die Digitalisierung kann nur mit den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
wirksam gestaltet werden, weshalb das 
Betriebsrätemodernisierungsgesetz zu-
künftig weiter evaluiert werden soll. 
Derzeit sind weder die digitale Betriebs-
ratswahl, noch das virtuelle Zugangs-
recht zum Betrieb, auf dessen Grundlage 
Gewerkschaften in Dialog mit Belegschaf-
ten treten könnten, explizit geregelt. Der 
dbb hatte sich hierfür besonders stark 
gemacht. 
Die Behinderung der demokratischen Mit-
bestimmung wird künftig als Offizialde-
likt eingestuft. Gemeinsam mit den Kir-
chen soll geprüft werden, inwiefern das 
kirchliche Arbeitsrecht dem staatlichen 
Arbeitsrecht angeglichen werden kann. 
Verkündungsnahe Tätigkeiten bleiben 
ausgenommen. § 119 BetrVG regelt schon 
derzeit mögliche Sanktionen bei “Straf-
taten gegen Betriebsverfassungsorgane 
und ihre Mitglieder”. Dabei handelt es sich 
allerdings um ein so genanntes Antrags-
delikt. Dies bedeutet, dass die Strafverfol-
gung nur dann erfolgt, wenn auch ein ent-
sprechender Strafantrag gestellt wurde. 
Bei Offizialdelikten hingegen muss eine 

Staatsanwaltschaft von sich aus Ermitt-
lungen einleiten, sobald sie Kenntnis von 
einer möglichen Straftat hat.
Deutschland nimmt bei der Unterneh-
mensmitbestimmung eine weltweit be-
deutende Stellung ein. Die bestehenden 
nationalen Regelungen sollen bewahrt 
werden. Missbräuchliche Umgehungen 
geltenden Mitbestimmungsrechts sollen 
verhindert werden. Die Bundesregierung 
wird sich dafür einsetzen, dass die Unter-
nehmensmitbestimmung weiterentwi-
ckelt wird, so dass es nicht mehr zur voll-
ständigen Mitbestimmungsvermeidung 
beim Zuwachs von SE-Gesellschaften 
kommen kann (Einfriereffekt). Außerdem 
soll die Konzernzurechnung aus dem Mit-
bestimmungsgesetz auf das Drittelbetei-
ligungsgesetz übertragen werden, sofern 
faktisch eine echte Beherrschung vorliegt.

Digitale Plattformen 

Digitale Plattformen sind eine Bereiche-
rung für die Arbeitswelt, deswegen sind 
gute und faire Arbeitsbedingungen wich-
tig. In diesem Sinne soll bestehendes 
Recht geprüft und die Datengrundlagen 
verbessert werden. Dazu soll ein Dialog 
mit Plattformanbietern, -arbei-
tern, Selbstständigen sowie 
Sozialpartnern eingeleitet wer-
den. Die Initiative der EU-Kom-
mission zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen 
auf Plattformen soll eben-
falls konstruktiv beglei-
tet werden. Bei der 
Gestaltung von KI in 
der Arbeitswelt wird 
auf einen menschen-
zentrierten Ansatz, 
soziale und wirt-
schaftliche Inno-
vation ebenso wie 
Gemeinwohlorien-
tierung gesetzt.

Arbeits- und 
Gesundheitsschutz 

Der hohe Arbeits- und 
Gesundheitsschutz in 
der sich wandelnden Arbeitswelt 
soll erhalten bleiben und an neue 
Herausforderungen angepasst 
werden. Insbesondere der psy-
chischen Gesundheit soll sich 
intensiv gewidmet werden 
und zudem ein Mobbing-
Report etabliert werden. 
Vor allem kleine und mittlere 

Unternehmen sollen künftig bei Präven-
tion und Umsetzung des Arbeitsschutzes 
unterstützt und das betriebliche Einglie-
derungsmanagement gestärkt werden. 

Politischer Auftrag für den dbb

Dieser Beitrag stellt eine erste, auflistende 
Darstellung von Themen dar, die den dbb 
in den nächsten vier Jahren in der Aus-
einandersetzung mit der Bundesregie-
rung im Bereich Arbeit beschäftigen wer-
den. In diesen vier Jahren werden wir die 
Regierung nicht nur an ihren programma-
tischen Worten messen, sondern an ihren 
Taten für die Beschäftigten dieses Landes 
und vor allem natürlich des öffentlichen 
Dienstes. Natürlich wird der dbb auch Ein-
fluss nehmen, um gute Vorhaben noch 
besser zu machen oder arbeitnehmer-
feindliche Ideen zur Not auch zu verhin-
dern. Darüber werden wir berichten und 
über die hier skizzierten Vorhaben werden 
wir im tacheles ab der nächsten Ausgabe 

ausführlichere Beiträge im Heft 
haben. 
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Rechtsprechung

Keine Diskriminierung von  
Teilzeitbeschäftigten durch die 
Regelung von Überstunden  
im TVöD-K

Der 6. Senat des Bundesarbeitsgerichts 
(BAG) hat entschieden, dass im öffent-
lichen Dienst Teilzeitbeschäftigten ein 
Zuschlag für Überstunden erst ab dem 
Überschreiten der regelmäßigen Arbeits-
zeit von Vollzeitbeschäftigten zusteht. 
Darüber hinaus verstößt § 7 Absatz 8c) 
TVöD-K gegen das Gebot der Normenklar-
heit und ist daher unwirksam (BAG, Pres-
semitteilung zum Urteil vom 15. Oktober 
2021, Aktenzeichen 6 AZR 253/19).

Der Fall

Die Klägerin ist bei der Beklagten als Pfle-
gekraft auf einer Intensivstation mit einer 
wöchentlichen Arbeitszeit von 32 Stun-
den beschäftigt. Sie arbeitet dort in Wech-
selschicht- beziehungsweise Schichtar-

beit nach einem für den Monat geltenden 
Dienstplan. Der dort geltende Haustarif-
vertrag nimmt hinsichtlich der Vergütung 
Bezug auf den TVöD-K. Die Klägerin leis-
tete im Zeitraum von Januar bis Juni 2017 
geplante, also im Dienstplan vorgesehene 
Überstunden. Darüber hinaus leistete sie 
auch so genannte ungeplante Überstun-
den, das heißt, sie arbeitete länger, als es 
nach dem Dienstplan vorgesehen war. Die 
jeweils geleisteten Überstunden gingen 
über die vertraglich vereinbarte Arbeits-
zeit der Klägerin hinaus, ohne jedoch die 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
von Vollzeitbeschäftigten zu überschrei-
ten. Für diese Arbeitsstunden erhielt die 
Klägerin von der Beklagten das anteilige 
tarifliche Tabellenentgelt, jedoch nicht 
die darüber hinaus beanspruchten Über-
stundenzuschläge auf Grundlage der §§ 7  
Absatz 8 c), 8 Absatz 1 Satz 1, 2a) TVöD-K. 
Die Klägerin ist der Ansicht, dass ihr die 
Zuschläge hinsichtlich der ungeplanten 
Überstunden auch dann zustünden, wenn 
sie ihre vertraglich vereinbarte regelmä-

ßige Arbeitszeit nicht überschreite. Des 
Weiteren komme es ihrer Ansicht nach 
auch bei den geplanten Überstunden 
nicht auf eine Überschreitung der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
Vollzeitbeschäftigten an. Denn sonst 
würde sie als Teilzeitbeschäftigte gegen-
über Vollzeitbeschäftigten diskriminiert. 
Der Fall endete letztlich vor dem BAG.

Die Entscheidung

Der 6. Senat des BAG ändert 
mit dieser Entscheidung 

seine bisherige Rechtspre-
chung. Er wies die Revi-
sion der Klägerin zurück. 
Zur Begründung führt 
das Gericht aus, dass sich 

die Vergütung von geplan-
ten Überstunden allein nach 

der Vorschrift des § 7 Absatz 7 TVöD-K 
richte. Die bislang von der Rechtsprechung 
vorgenommene Differenzierung von 
geplanten und ungeplanten Überstunden 
geht nach Ansicht des BAG zu weit über 
den Wortlaut des § 7 Absatz 8 c) hinaus. 
Denn ein solcher Regelungswille der Tarif-
vertragsparteien ist der Norm nicht zu 
entnehmen. Die Regelung verstößt daher 
gegen das Gebot der Normenklarheit, das 
für Tarifverträge gilt. Das bedeutet, dass 
tarifliche Regelungen so formuliert sein 
müssen, dass sie aus sich heraus verständ-
lich und für alle anwendbar sind. Dies ist 
bei § 7 Absatz 8 c) nicht der Fall und daher 
ist er unwirksam. Infolgedessen wird nun 
auch bei Wechselschicht- und Schicht-
arbeit die Grundregel des § 7 Absatz 7  
TVöD-K angewandt. Da dieser nur Bezug 
auf die regelmäßige Arbeitszeit eines Voll-
zeitbeschäftigten nimmt, hat die Klägerin 
keinen Anspruch auf die begehrten Über-
stundenzuschläge. Denn dafür müsste sie 
ungeplante Überstunden machen, die die 
regelmäßige Arbeitszeit eines Vollzeitbe-
schäftigten überschreiten und nicht bis 
zum Ende der folgenden Kalenderwoche 
ausgeglichen werden können. Das war 
vorliegend nicht der Fall. Bei den von der 
Klägerin geleisteten „Überstunden“ han-
delte es sich somit um Mehrarbeit, für 
die die Regelung des § 7 Absatz 6 TVöD-K  
maßgeblich ist. Diese Arbeitsstunden sind 
nicht mit Überstundenzuschlägen zu ver-
güten. Das BAG sieht hierin auch keine 
Diskriminierung von Teilzeitbeschäftigten 
gegenüber Vollzeitbeschäftigten, weil für 
sie völlig unterschiedliche Regelungssys-
teme des TVöD-K in Bezug auf das Ent-
stehen und den Ausgleich von Mehrarbeit 
und Überstunden gelten. 
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Das Fazit

Auch wenn die ausführlichen Urteils-
gründe noch abzuwarten sind, macht 
diese Entscheidung klar, dass die Tarif-
vertragsparteien dringend gehalten sind, 
Tarifnormen klar und deutlich zu formu-
lieren. Anderenfalls kann es sein, dass 
Gerichte diese kippen und ein Zustand 
entsteht, der von den Beteiligten mög-
licherweise nicht gewollt war. Das BAG 
stärkt aber mit diesem Urteil auch expli-
zit die Tarifautonomie der Tarifvertrags-
parteien. Denn es lässt in Bezug auf die 
Abgeltung von Überstunden eine unter-
schiedliche Behandlung von Voll- und Teil-
zeitbeschäftigten zu. 

Weigerung eines Lehrers  
zum Tragen einer Maske stellt 
Kündigungsgrund dar

Im vorliegenden Fall hat das Landes-
arbeitsgericht (LAG) Berlin-Branden-
burg die Kündigungsschutzklage eines 
Grundschullehrers abgewiesen. Dieser 
hatte sich beharrlich geweigert, einen 
Mund-Nasen-Schutz zu tragen und die 
Maskenpflicht unter anderem als Kin-
desmissbrauch bezeichnet (LAG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 7. Oktober 2021, 
Aktenzeichen 10 Sa 867/21). 

Der Fall

Der Kläger weigerte sich dauerhaft, wäh-
rend des Schulbetriebs einen Mund-
Nasen-Schutz zu tragen, obwohl dies im 
Infektionsschutz gesetzlich vorgeschrie-
ben ist. Nach mehrfacher Aufforderung 
legte er ein im Internet erworbenes Attest 
eines österreichischen Arztes zur Masken-
befreiung vor. Des Weiteren versandte er 
mehrere E-Mails an die Schulelternspre-
cherin, in denen er die Maskenpflicht 
in der Schule als Nötigung, Kindesmiss-
brauch und Körperverletzung bezeich-
nete. Zudem forderte der Kläger die Eltern 
mittels eines vorformulierten zweiseiti-
gen Schreibens auf, gegen die Schule vor-
zugehen. Die Beklagte kündigte ihm da-
raufhin außerordentlich. 

Die Entscheidung

Das LAG Berlin-Brandenburg hat die außer-
ordentliche Kündigung bereits hinsichtlich 
der Äußerungen in den E-Mails gegenüber 
der Schulelternsprecherin und der Auffor-

derung an die Eltern für begründet ange-
sehen. Der Kläger habe dies trotz einer 
Erklärung der Beklagten, dass er mit einer 
Kündigung rechnen müsse, wenn er sein 
Verhalten nicht abstelle, weiterbetrieben. 
Diese Erklärung sei als Abmahnung des 
beklagten Landes zu verstehen. Darüber 
hinaus sei die beharrliche Weigerung des 
Klägers, eine Maske im Schulbetrieb zu tra-
gen, ein weiterer Kündigungsgrund. Das 
vorgelegte Attest rechtfertige keine Befrei-
ung. Die Revision wurde nicht zugelassen.

Das Fazit

Das Urteil ist richtig und wichtig. Denn 
gerade in Pandemiezeiten offenbart sich, 
wie wichtig es ist, dass sich alle solidarisch 
zeigen und an gesetzliche Vorgaben hal-
ten – zum Wohle aller. 

Arbeitszeugnis in Tabellenform 
ist ungenügend
Dem Anspruch von Arbeitnehmenden auf 
Ausstellung eines qualifizierten Arbeits-
zeugnisses nach Ausscheiden aus dem 
Arbeitsverhältnis genügt es nach Ansicht 
des Bundesarbeitsgerichts (BAG) nicht, 
wenn Arbeitgebende Leistung und Ver-
halten des Arbeitnehmenden in einer an 
ein Schulzeugnis angelehnten tabellari-
schen Darstellung beurteilen (BAG, Urteil 
vom 27. April 2021, Aktenzeichen 9 AZR 
262/20).

Der Fall

Der Kläger war seit dem 1. September 2008 
bei der Beklagten als Elektriker beschäf-
tigt. Er kündigte das Arbeitsverhältnis zum 
30. Juni 2018. Die Beklagte stellte ihm da-
raufhin ein Arbeitszeugnis aus, in dem sie 
nur stichpunktartig die Aufgaben des Mit-
arbeitenden wiedergab und die Leistun-
gen und das Verhalten tabellarisch mit 
„Schulnoten“ bewertete. So attestierte sie 
unter anderem das Verhalten des Klägers 
folgendermaßen:
Verhaltensbeurteilung 
-	 teambereit und gruppenorientiert = 

befriedigend
-	 zu Gleichgestellten = befriedigend
-	 zu Einzuweisenden = befriedigend
-	 zu Vorgesetzten = höflich und zuvor-

kommend, sehr gut
Der Kläger sah darin den Anspruch auf 
ein qualifiziertes Arbeitszeugnis nicht als 
erfüllt an. Seiner Ansicht nach sei die tabel-
larische Darstellung der Leistungs- und 

Verhaltensbeurteilung nach stichwortarti-
gen, mit „Schulnoten“ versehenen Bewer-
tungskriterien unüblich und könne bei spä-
teren potentiellen Arbeitgebenden einen 
negativen Eindruck erwecken. Zudem 
habe er jederzeit gute Leistungen erbracht 
und auch sein Verhalten Kolleginnen und 
Kollegen gegenüber sei einwandfrei gewe-
sen. Die Beklagte war der Auffassung, das 
Zeugnis genüge den Anforderungen des 
§ 109 Gewerbeordnung (GewO). Im sich 
anschließenden Prozess hatte das Arbeits-
gericht Herford der Klage zunächst teil-
weise stattgegeben und ein Arbeitszeug-
nis im Fließtext formuliert. Beide Parteien 
legten hiergegen Berufung ein und das 
Landesarbeitsgericht Hamm (LAG Hamm) 
hielt die tabellarische Form sodann für 
zulässig. Hiergegen hatte der Kläger Revi-
sion beim BAG eingelegt.

Die Entscheidung

Das BAG sieht die Anforderungen an ein 
qualifiziertes Zeugnis nach § 109 GewO 
vorliegend als nicht gegeben an. Denn die 
zur Erreichung des Zeugniszwecks erfor-
derlichen individuellen Hervorhebun-
gen und Differenzierungen in der Beur-
teilung ließen sich regelmäßig nur durch 
ein im Fließtext formuliertes Arbeitszeug-
nis angemessen herausstellen. Die Auf-
zählung von Einzelkriterien und „Schul-
noten“ erfüllen diesen Zweck jedoch 
nicht. Vielmehr würde, durch die formal 
an ein Schulzeugnis angelehnte tabellari-
sche Darstellungsform, der Eindruck einer 
besonders differenzierten, präzisen und 
objektiven Beurteilung erweckt, der aber 
unzutreffend ist. Zukünftige Arbeitge-
bende könnten sich auf der Grundlage der 
„Aufgabenstellung“ kein klares Bild darü-
ber machen, welche Tätigkeiten der Kläger 
tatsächlich ausgeübt hat. Das BAG hat das 
Urteil aufgehoben und an das LAG Hamm 
zurückverwiesen, da es auf Grundlage der 
Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 
nicht selbst über den genauen Inhalt des 
dem Kläger zu erteilenden Zeugnisses ent-
scheiden konnte. 

Das Fazit

Auch wenn Arbeitgebende möglicher-
weise das Erstellen von Arbeitszeugnis-
sen als eine lästige Pflicht empfinden, 
kann Nachlässigkeit schnell dazu führen, 
dass der Fall vor Gericht landet. Um hier 
die Ressourcen aller Beteiligten zu spa-
ren, sind Arbeitgebende gut beraten, sich 
beim Schreiben vom Arbeitszeugnissen 
Mühe zu geben. 



„Da 2022 abermals rund 2.000 neue Kräfte gebraucht 
werden, ist klar, wohin das führen wird: Über 1.500 
zusätzliche Menschen ohne Pädagogikausbildung werden 
vor die Klassen treten, weil die Abwanderung der gelern-
ten Lehrkräfte nicht gestoppt werden kann.“
Der Tagesspiegel, Berlin, 2. Dezember 2021
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Zitat des Monats:

1941 schrieb der Dichter Hermann Hesse 
in seinem Gedicht Stufen, dass jedem 
Anfang ein Zauber innewohne. Ob das 
2021 noch so gilt, ist fraglich, zumindest, 
was die Neuauflage des rot-rot-grünen 
Berliner Senats angeht. Von Zauber ist da 
keine Spur. Die Linke weiß auch noch gar 
nicht, ob sie den Neuanfang überhaupt 
mitmachen will. 
Gewusst haben die Koalitionäre zunächst 
nur, dass keiner von ihnen das Bildungs-
ressort übernehmen will. Hier nämlich 
steht viel Arbeit an. Es fehlen Fachkräfte. 
Normalerweise delegieren die Länder 
das Ignorieren des Fachkräftemangels an 

ihren tariflichen Dachverband, die Tarifge-
meinschaft deutscher Länder (TdL). Lehr-
kräfte dadurch zu gewinnen, dass man 
wieder stärker verbeamtet, könnte der 
Berliner Senat auch ohne die TdL. Eigent-
lich wollte man das auch. Jetzt jedoch 
merken die Koalitionäre, dass das ihrer 
Ideologie zuwiderläuft und auch einige 
Arbeit mit sich brächte. Deshalb wird das 
Projekt erst einmal verschoben. Der Berli-
ner Tagesspiegel hat diese Schulpolitik der 
Berliner Koalition im Kommentar „Wert-
lose Verschwörungen“ sachlich, aber auch 
gnadenlos aufs Korn genommen. Am Ende 
heißt es dort: 


